Haushaltsrede Doppelhaushalt 2010/2011, Freie Wähler, Montag 16. November 2009
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, meine Damen und Herren!
Ungefähr 25 Male habe ich hier in diesem Raum für die Freien Wähler eine Haushaltsrede gehalten. Dabei gab es früher schon enge Finanzlagen, die, um mit Adenauer zusprechen nur als: „Die Lage ist ernst aber nicht hoffnungslos“ bezeichnet werden konnten. Schon immer gab es ein Auf und Ab der Gewerbesteuereinnahme, wobei es Situationen gegeben hat in denen die Gelder so heftig sprudelten, 
dass wir uns viele Wünsche erfüllen konnten.
Heute ist die Situation eine völlig andere, auf den ersten Blick nicht nur ernst sondern fast hoffnungslos. 
Auf allen Gebieten des Zusammenlebens in unserer Gesellschaft werden Grenzen sichtbar, Grenzen des Wachstums, Grenzen der Ressourcen, Grenzen der Flächen, der Menge der Arbeit, der Zahl der Arbeitsplätze, der Gesundheitsfürsorge,
und, und, und. 

Bei der Bewältigung dieser Grenzproblematik macht unserer Verwaltung mit der Erstellung des Haushaltsplanentwurfes einen ganz und gar nicht kompetenten und souveränen Eindruck. 
Für mich erstmals in 35 Jahren, legt man uns einen nicht ausgeglichenen Haushalt vor.

Herr Oberbürgermeister, sie und die Finanzdezernentin haben aus Sicht der Freien Wähler ihre Hausaufgabe nicht gemacht, sie haben ihre Pflicht nicht erfüllt. 
Sie lassen den Gemeinderat mit diesem Haushaltsplanentwurf 2010/2011 quasi alleine im Regen stehen. 
Es ist jedoch Pflicht jeder Verwaltung einen ausgeglichenen Hauhaltsplanentwurf zu erstellen. 
Dies ist keine Aufgabe eines ehrenamtlich tätigen Gemeinderats. 
Sie haben uns schlüssige Vorschläge zu unterbreiten und nicht umgekehrt. 
Und der Gemeinderat hat dann darüber zu beraten.
Wir sollen es nun für die Verwaltung richten und einen genehmigungsfähigen Haushalt basteln. 
Ein Novum in der Geschichte unserer Stadt. 

Wenn ich allerdings an die Mitarbeit der CDU bei der nichtöffentlichen nachmittäglichen Haushaltsfragerunde am 22. Oktober denke, dann wird es wohl mit der Bastelei nichts werden. Schwäbisch gesprochen saßen die lieben Kolleginnen und Kollegen der CDU wie „ein Pfund Schnitz da“, ohne aktive Beteiligung oder irgendwelche Wortmeldung.
Meine Damen und Herren.

In unserer Gesellschaft, ich habe es schon gesagt, sind wir auf allen Gebieten an Grenzen angekommen, was von vielen nicht so gesehen wird und schon gar nicht von den politischen Entscheidungsträgern in Land und Bund. Es ist geradezu abenteuerlich wie unsere Bundeskanzlerin, eine Physikerin! ihre Wachstumsideologie propagiert. Es wird weiterhin ein nicht mehr zu verantwortendes Wachstum angestrebt, neuerdings mit einem Wachstums-Beschleunigungsgesetz, mit einem grandiosen Schuldenmachen auf Teufel komm raus. Die 5 Wirtschaftsweisen sprechen endlich Klartext. Sie bezeichnen diese Wirtschaftspolitik als unseriös.

Auf die kommunale Ebene projiziert, wo die Entscheidungsträger, also wir, gesetzeskonform zu handeln haben, würde ein ähnliches Vorgehen als betrügerisch, also kriminell bezeichnet werden. 
Unsere Regierenden wollen künstlich ein System erhalten das wir uns in der Gesellschaft nicht mehr leisten können. Eine politisch notwendige generelle Umstrukturierung und Neuordnung ist nicht in Sicht.
Doch gleichzeitig, quasi als Widerspruch in sich, verkündet unsere Kanzlerin erst am letzten Dienstag, dass, - O-Ton: „die Krise erst im nächsten Jahr unsere Bürger mit voller Wucht treffen wird“.

Leider wagt aber kein Partei-Politiker auszusprechen:

Es wird nie mehr Vollbeschäftigung nach heute noch geltenden Spielregeln der Tarifpartner geben.

Das Festhalten an einem Sozial- und Gesundheitssystem nach altem Muster ist nicht zu finanzieren.
Die alleinige Erledigung von Erziehungs- und Bildungsaufgaben, 
weg von einem ausgewogenen Familienverband, 
hinaus in Kosten verursachende Institutionen wie Kindergärten und Horte,

ist letztlich ein Weg in die gesellschaftliche Katastrophe – und nicht finanzierbar.
Die bessere und humane Pflege ‚Alter Menschen’ durch Abwälzen auf zu bezahlende Personen ist ebenso nicht zu finanzieren.

All dies wird kein Politiker so sagen obwohl er es eigentlich müsste, weil er es nämlich weis.
Zu unserem Doppelhaushalt 201072011.

Die Freien Wähler plädieren nach wie vor für das System des Jahres-Einzelhaushalts. 
Für eine längere Zeitspanne lassen sich heute keine verlässlichen Aussagen mehr machen.

Deshalb haben wir auch unser Hauptaugenmerk bei unserer Finanz-Jonglage auf das Jahr 2010 gelegt.
Wir haben dazu hauptsächlich nach Einsparmaßnahmen gesucht um einen ausgeglichenen Haushalt zu schaffen. Schuldenmachen ist nicht unser Ding. Finanzanträge für Wünsche haben wir vermieden.
Wir erklären das Haushaltsjahr 2010 zum Jahr des Innehaltens, zum Jahr in dem nur Begonnenes fertig zu stellen ist. 
Im Jahr 2010 sollen Strukturveränderungen überlegt und verwirklicht werden. 
Diese Grundeinstellung bedeutet gleichzeitig Großvorhaben zu strecken oder um 2 oder noch mehr Jahre zu verschieben. 
So handelt jeder private verantwortungsvoll agierende Hauhaltsvorstand, wenn die Finanzmittel weniger werden. Warum soll sich eine Verwaltung, zusammen mit dem Gemeinderat, anders verhalten?
Eine solche bittere Wahrheit dem Bürger zu sagen fällt den Partei-Politikern schwer, haben diese doch in der Vergangenheit immer großzügig Geschenke verteilt, besonders vor Wahlen. 
Unsere Bundesregierung handelt immer noch so, hebt Gesetze auf, macht weiter Geschenke, alles auf Pump. Den Kommunen ist dies untersagt. Wir müssen Gesetze einhalten. 
Wir Freien Wähler haben es immer als Pflicht angesehen, nur so viel Geld auszugeben wie wir von unseren Bürger zur Verfügung gestellt bekommen.
Unsere Grundeinstellung zum Hauhalt 2010, und auch zu 2011, fasse ich in wenigen Sätzen zusammen.

1. 

Wir haben in erster Linie kein Einnahmeproblem, wir haben ein Ausgabenproblem. 
Natürlich ist die Gewerbesteuer weg gebrochen aber unsere Pflicht ist es nun 
mit den noch vorhandenen Geldern auszukommen. Wir müssen die Ausgabenseite begrenzen.

Der leichteste Weg wäre Kredite aufzunehmen, so wie es uns Bund und Länder vormachen. 
Uns ist dies, wie gesagt, zu recht untersagt.
2.

Die Freien Wähler sprechen sich grundsätzlich gegen Steuererhöhungen aus. 
Wir tragen eine Erhöhung der Grundsteuer und der Gewerbesteuer nicht mit. 
Bürger und Wirtschaft sind am Limit der Belastbarkeit angekommen.
3. 
Neue Wünsche können nicht erfüllt werden.

4.
Großvorhaben müssen gestreckt und in zukünftige Jahre verschoben werden.

Mit diesen Grundeinstellungen gingen wir den Haushalt an.
Zum Verwaltungshaushalt:
Zunächst ist die Überprüfung der Einnahmeseite notwendig. 
Die Gemeindeordnung schreibt in § 78 eine Rangfolge der Überprüfung von Erträgen bindend vor, 
wenn ein genehmigungsfähiger Haushalt aufgestellt werden soll.
1. Finanzzuweisungen, Verkaufserlöse, Rücklagenentnahme.

2. Gebühren und Benutzungsentgelte

3. Steuern

4. Kredite.

Man beachte: Gebühren und Entgelte vor Steuern und Krediten!

Wir stellen hier ganz klar das großzügige Geschenk der Kindergartengebührenfreiheit in den letzten Jahren auf den Prüfstand. Eine Überprüfung der Beschlusslage ist laut damaligem Beschluss sowieso fällig. Die Zeit der Geschenke ist vorbei. 
Die Freien Wähler beantragen die Wiedereinführung der Kindergartengebühren nach altem Muster, also durch Selbsteinschätzung und in 5 Stufen. 
Diesen Vorschlag hätten wir auch von der Verwaltung erwartet. Sie Herr Oberbürgermeister und Frau Krug haben sich aber vor diesem notwendigen Schritt gedrückt.
Und um die zu erwartenden wütenden Angriffe gegen uns von vorne herein abzublocken,

hier die schlüssige Begründung:
Es werden wie in der Vergangenheit nur die Familien die es sich leisten können zur Kasse gebeten. 
Sozial Schwache oder Bedürftige haben früher schon nichts bezahlt und werden in Zukunft auch weiter nichts bezahlen. 
Wir können aber nicht länger auf 2,5 Millionen Einnahmen verzichten. 
Und zusätzlich: 
Durch eine Geltendmachung von Kindererziehungskosten bei der Einkommensteuererklärung erhalten betroffene Heilbronner Eltern vom Finanzamt einen Teil ihres Betreuungsentgeltes wieder zurück. Aufsummiert sind dies in Heilbronn ca. 700.000 €.
Wir verknüpfen diese Einnahme allerdings mit der Bedingung, dass die Mittel dort verwendet werden wo Erziehungsaufgaben stattfinden, also in Kindergärten und ähnlichen Betreuungseinrichtungen. 
Die Betreuungsqualität muss verbessert werden.
Schließlich erfolgt die Erziehung von Kindern auch durch Kinder in der Gemeinschaft.

Ich darf aber nochmals an den Anfang meiner Ausführungen erinnern, an ein Umdenken an neue Strukturen. 
Langfristig ist die Betreuung unserer Kinder ab der Geburt, außerhalb der Familie, ein Irrweg.

Wir haben zu lange die Wege draußen in der Welt für unsere Kinder vorbereitet, anstatt die Kinder für die Wege da draußen vorzubereiten, möglichst in einer intakten Familie.
Wir haben einen langen beschwerlichen Weg zurück zu alten/neuen Werten vor uns. 
Langwierig auch deshalb weil man erst an seinen Enkel sieht ob man seine Kinder richtig erzogen hat.

Noch eine Anmerkung zur kommunalaufsichtlichen Behandlung beitragsfreier Kindergartenjahre, zu entnehmen der Mitteilung 394 des Städte und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen vom August 2009:

Es ist ausgeschlossen, dass die Kommunalauifsichtbehörden auf Dauer einen rechtswidrigen Verzicht auf Elternbeiträge insbesondere von Städten und Gemeinden mit nicht ausgeglichenem Haushalt bzw. geringem Eigenkapital dulden können. Ich zitiere:
Die Gemeinden sind danach gehalten, ihre Finanzmittel vorrangig dadurch zu beschaffen, dass sie von denjenigen Bürgern, die bestimmte kommunale Leistungen in Anspruch nehmen, angemessene Kostenbeteiligungen in Gestalt von spezieller Entgelte verlangen. 
Das NWR Innenministerium hat dazu eine Erlass herausgegeben, das ein völliger Verzicht auf die erhebung von Elternbeiträge für bestimmte Jahrgänge gegen die Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung gemäß GO NRW verstößt.

Wollen wir ungestzlich handeln und riskieren, dass unser Haushalt nicht genehmigt wird?

Es gilt eben den Punkt 2 in § 78 GO zu erfüllen: die Einnahmemöglichkeiten der Kommunen durch Gebühren und Benutzungsentgelten zu verbessern -  vor Steuernanhebungen oder Kreditaufnahme!

Und wenn man mit einer Zweitwohnungssteuer die es bisher nicht gab, zu weiteren Einnahmen gelangt und, wenn man die Vergnügungssteuer moderat anpasst, bis zu 17 % vom erzielten Umsatz sind hier gesetzlich möglich, dann stehen die Freien Wähler dem nicht entgegen.
Eine Kommune muss bei der Einnahmenseite laut Punkt 3 des § 78 der GO, also in dritter Priorität,  

auch die Einnahmeseite bei den Steuern überprüfen.
Wir stehen auf dem Standpunkt: Keine Erhöhung von Grundsteuer und Gewerbesteuer.

Greifen wir hier ein so entsteht auf dem Sektor unserer Wirtschaft ein Schaden der fiskalisch gar nicht beziffert werden kann, ganz besonders in so finanziell kritischen Zeiten wie wir sie heute haben. 

Eine Anhebung wäre absolut kontraproduktiv und erzeugt auf Dauer mehr Schaden als ein kurzsichtiger kurzfristiger Erfolg den unsere Verwaltung mit 2,6 Mio € Mehreinnahme veranschlagt.
Mit uns den Freien Wählern ist dies nicht zu machen.

Wie stopfen wir aber weiter die Lücken im Verwaltungshaushalt 2010?

Ich komme zur Ausgabenseite beim Sozialhaushalt.
Der Sozialbereich ist neben den Personalausgaben der größte Ausgabebrocken im Verwaltungshaushalt.

Geht man den Entwurf in diesem Bereich durch und vergleicht die Verwaltungs-Ansätze für 2020/11
mit dem Rechnungsergebnissen 2008 und den Ansätzen in 2009,

so fällt natürlich die enorme Steigerungsrate auf, und dies nicht linear, sonder überproportional. 

Wir machen hier den Vorschlag, die geschätzten Ansätze moderat zu kürzen und erst im Laufe der Monate, falls die Mittel wirklich nicht ausreichen sollten, begründete Nachforderungen zu beraten und zu beschließen. Alle vorgelegten Zahlen für 2010 und 2011 sind ja reine Schätzungen.
Bei unseren stundenlangen internen Diskussionen kommen wir hier auf eine Streichungssumme von zusätzlich 2 Millionen € bei den Ausgaben gegenüber der 1. Änderungsliste der Verwaltung
Auch hier bemängeln wir das unzureichende Engagement der Verwaltung. Wir vermissen kreative Kürzungsvorschläge.

Der Gemeinderat hat z. B. immer noch keine Liste welche sozialen Aufgaben Pflicht 
und welche Freiwilligkeit darstellen. 
Freiwillige Sozialleistung müssen, auch wenn es weh tut, gekürzt werden.

Zur Ausgabenseite beim Personalhaushalt
Die Personalkosten stellen neben den Sozialausgaben einen weiteren großen Ausgabeposten des städtischen Etats dar.

Wie kann ein Dienstleistungsbetrieb „Stadt“ den Personalsektor kostenmäßig in den Griff bekommen und Einsparungen vornehmen?

Kurzarbeit ist rechtlich offenbar nicht möglich. 
Ein notwendiger Personalabbau, und dies bleibt weiter notwendig, kann nur sehr langsam und durch ein Verzicht von städtischen Serviceleistungen erfolgen. Und das wird der Bürger auch merken.
Was sind nun aber Pflichtaufgaben und was von der Stadt an sich gezogenen freiwillige Serviceleistungen? Ein Gemeinderat hat darüber keinen genauen Überblick.

Um das zu klären bedarf es einer neuen Diskussionsform des jährlichen Stellenplanes.

Bisher hat das Gremium den Plan stets nur bei den reinen Zahlen und Stellensummen betrachtet und abgesegnet. Ohne große Veränderungen wurde jeweils dem Vorschlag der Verwaltung gefolgt.

In Zukunft muss der Plan anders diskutiert werden. 
Es geht um Inhalt, um Arbeitsgebiete und Arbeitsaufgaben.

Ein erheblicher Klärungsbedarf besteht.

Nur ein Beispiel:
Das Gebiet der Reinigungsleistung. Die Fremdvergabe gehört auf den Prüfstand. 

Zwar scheint sie im Augenblick etwas günstiger zu sein als mit Kräften des eigenen Hauses, 
aber, wenn für das Management der Fremdvergabe innerhalb der Verwaltung aktuell 2 neue Planstellen gefordert werden, dann ist eine Überprüfung mehr als zwingend erforderlich.
Wir tragen einen Personalkosten-Einsparungsvorschlag der Verwaltung mit. 
Wir akzeptieren, wegen der Dauer der Neueinstellungs-Formalitäten, eine quasi bestehende Wiederbesetzungssperre. 
Ausnahme für uns allerdings ist der Bereich Kinderbetreuung. 
Wir sehen deshalb keinen Einsparungseffekt in der Höhe von 2,3 Mio €, sondern von nur 1,4 Mio €.

Darüber hinaus sprechen wir uns zunächst gegen jede Stellenkürzungen und gegen jede Schaffung neuer Stellen aus. Wir wollen die Ergebnisse eines Runden Tisches abwarten.
Generell vermissen wir auch im Personalbereich kreatives Handeln bei der Verwaltung.

Es ist der leichteste Weg auf den Bereich Betriebsamt/Grünflächenamt/Unterhaltung weiter einzuprügeln obwohl dort in 2008 schon ca. 380 000 € eingespart wurden. Die Wegnahme von 3 weiteren Stellen von 8 Stellen beim Bauhof Frankenbach, das wäre ein Ausbluten dieser Einrichtung. 

So kann es nicht gehen werte Verwaltungsspezialisten.
Wir fordern, der Stellenhaushalt muss in einer ganz neuen Qualität besprochen werden. 
Dazu beantragen die Freien Wähler: 

Die Verwaltung führt einen ‚Runden Tisch’ ein an dem Verwaltung, Personalvertretung, Ämtervertreter (aber nicht nur Amtsleiter) und Stadträte den Stellenplan und dessen Struktur diskutieren.

Ziel ist die ämterweise Überprüfung, welche Kern- und Pflichtaufgaben die Kommune zu erfüllen hat und wie viele Planstellen dazu nötig sind. 

Zu ermitteln ist, wie viele Stellen für Freiwilligkeitsaufgaben vorhanden sind und wie diese entsprechend eines Zeitplanes, personenverträglich abgebaut werden können.

Zum Verwaltungshaushalt 
Ausgaben Freiwilligkeitsleistungen

Eine Gesellschaft kann nur funktionieren wenn sich Viele für ihre Mitmenschen auf allen Ebenen des Zusammenlebens in einer Stadt einsetzen.

Die Vielzahl der Vereine in Heilbronn und in den Stadtteilen die im sozialen, kulturellen oder sportlichen Bereich tätig sind belegen dies.

Die bisher jährlich und freiwillig zur Verfügung gestellten Geldmittel stehen dabei in keinem Verhältnis zum gesellschaftlichen Effekt der hier erzielt wird. Es lässt sich monetär nicht einmal ansatzweise belegen was hier in vielen Arbeits- und Betreuungsstunden an der Jugend, an den arbeitenden Menschen und an den älteren Bürgern unserer Stadt geleistet wird. 

In der jetzigen finanziell bedrohlichen Situation machen die Freien Wähler mit ihrem Haushaltsansatz den Versuch den Status Quo von 2009 bei den Freiwilligkeitsleistungen zu erhalten.

Das ist weit schwieriger, als einfach, nach der Rasenmähermethode, alle Beiträge generell um 10 % zu kürzen. So leicht und einfach machen wir es uns nicht.

Einen solchen Weg gehen wir 2011dann aber nicht mehr mit, und merken dies vorsorglich an: 
Wenn sich 2011 und in den weiteren Jahren die Finanzsituation nicht bessert, wir auch in diesem Bereich nach Veränderung von Strukturen, Organisationsformen, Aufgabenbereichen, Verwaltungs- und Personalkosten bei allen Institutionen nachfragen werden um zu Einsparungen zu kommen. 
Die Empfänger erhalten durch unser Signal ein Jahr Zeit um sich in ihren Programmen und Haushalten darauf einzustellen. 
Heute schnell beschlossene Kürzungen, z.B. bei der Volkshochschule, könnten in 2010 gar nicht umgesetzt werden, wegen der längerfristigen Bindungen im Personal und Programmbereich.
Anstelle einer per Gesetz vorgeschriebenen zu erwirtschaftenden Zuführungsrate des Verwaltungshaushaltes zum Investitionshaushalt müssen wir den umgekehrten Weg beschreiten. 
Diese negative Zuführungsrate, sowieso nicht gesetzeskonform, heißt:

Wir brauchen Geld von geplanten Investitionen für unseren Verwaltungshaushalt. 
Zum Investitionshaushalt

und zu den Ausgaben.

Die brisante Finanzlage bringt es mit sich, dass um die fehlenden zweistelligen Millionen-Beträge zu finden, nur das Strecken und Verschieben von Großprojekten zum Erfolg führt.
Die Verlängerung Saarlandstraße ist ein solches Projekt. Ist es wirklich nicht zumutbar dieses Vorhaben erst 2012 zu beginnen? Wer dies nicht hinnehmen will hat nichts verstanden von der faktisch ernsten ja bedrohlichen Situation in der sich unsere Gesellschaft befindet und ebenso unser Haushalt. 
Die Freien Wähler haben den Mut diese Maßnahme zu verschieben.
Noch zum Monatsende werden wir einen Vorschlag dazu unterbreiten der eine zukunftsträchtige ja visionäre Lösungsmöglichkeit beinhaltet. Dies erfordert Planungszeit und auch der Bau des neuen Klinikums erfordert unserer Meinung nach eine generelle Neuplanung des Mittelteils der Saarlandstraße in Böckingen.
Auch die Stadtbahn-Nord ist ein solches Großprojekt, auch wenn unser Hauhalt nur mittelbar betroffen ist. Folgekosten für unsere Stadt bei diesem Projekt in enormer Höhe gibt es allemal. 
Wir fordern eine erneute Überprüfung der beschlossenen Trassenführung im Hinblick auf eine aktuelle Kostenfortschreibung und einen erneuten Vergleich mit den Kosten über den Europaplatz. 
Dabei sind die aktuellsten Zahlen der dreimaligen Bundesbahn-Trassenunterquerung am Sülmertor auf den Tisch zu legen. Die Verkehrsführung in der Scheuffelenstraße ist im Hinblick auf den Lastwagenverkehr, die Feinstaubbelastung, den Lärm- und Klimaschutz in dieser Straße zu überprüfen und mit aktuellem Datenmaterial zu untermauern. Es ist geradezu grotesk, wenn die Verwaltung sagt, der aus Norden kommende LKW-Verkehr soll durch die Scheuffelenstraße, oder, wenn die Belastungen zu hoch und dies untersagt werden muss, müsse sich dieser Verkehr eben andere Wege suchen.
Das Projekt BUGA wird von den Freien Wählern hinterfragt. Mittel in größerem Umfang dafür dürfen erst dann in kommende Haushalte eingestellt werden wenn abzusehen ist, dass wir dieses Großprojekt wirklich stemmen können. Vor Ende 2012, dem letzten Zusagetermin, halten wir ein großes finanzielles Engagement nicht für angebracht. Erst in 2012 sehen klarer, klarer als im November 2009, um beurteilen zu können wohin die Reise unserer Gesellschaft finanziell und entwicklungsmäßig geht. 
Würde unsere finanzielle Zukunft nur langsam und geringfügig besser, so würden wir eher wieder einer Verbesserung der Kinderbetreuung durch die abermalige Abschaffung der Kindergartengebühren den Vorzug geben, als die Weiterverfolgung der BUGA aufrecht zu erhalten..

Um aber gleich einer falschen Auslegung dieser Aussage zu begegnen:
Die freien Wähler unterstützen weiterhin eine behutsame Planung einer neuen Neckarvorstadt. 
Die Finanzielle Situation der Stadt erfordert eine Rückbesinnung, ein Innehalten, eine Nachdenkphase eine Standortbestimmung über den zukünftigen Weg unserer Stadt. 

Bekannt ist, dass stetiges Wachstum letztlich zum sozialen und gesellschaftlichen Zusammenbruch jedes Systems führt. Dieser Einsicht müssen wir uns alle stellen und darauf reagieren.

Wir stellen deshalb nur 3 kleinste Finanzanträge und erklären dem Bürger wahrheitsgemäß, dass weitere Wünsche erst wieder bei einer ausgewogeneren Finanzlage erfüllt werden können.

Spare in der Zeit so hast du in der Not. 
Die Restlücke im Haushalt müssen wir notgedrungen zunächst aus der Rücklage zubuttern. 
Das verlangt Punkt 3 des § 78 der GO, noch vor Steuererhöhungen oder an 4. Stelle, den Kreditaufnahmen.
Bei unseren Haushaltsplanansätzen sind dies nur 11,6 Mio € Entnahme aus den Rücklagen gegenüber 14,4 Mio € des Verwaltungsvorschlages.
Allerdings ist eine stetige Rücklagen-Entnahme keine Dauerlösung für die nächsten 4 Jahre, und so lange werden wir mit Haushaltslücken zu rechnen haben. 

Speicher soll man nie ganz leeren, das gilt auch für den Finanzbereich einer Stadt. 

Machen wir aber weiter so oder müssen wir sogar so handeln, dann ist in 4 Jahren alles vervespert was wir in besseren Zeiten oder durch den Verkauf der ZEAG-Aktien zurückgelegt haben.
Und das darf nicht eintreffen. 
Bei neuen Krediten kommen wir bei unseren Haushaltansätzen mit einer Kreditaufnahme von 3,9 Mio € aus, gegenüber 23 Mio € beim Verwaltungsvorschlag. 
Der Gemeinderat muss unseren Vorschlägen nur folgen. 
Meine Damen und Herren!
Die Freien Wähler haben versucht einen ausgeglichenen Haushalt zu basteln. Ich sage extra zu basteln, denn erstens sind wir mit zu wenig Expertenpower ausgestattet, besonders im Sozialen bereich. Weiter haben wir zweitens nicht die Zeit dazu als ehrenamtlich Tätige. Wir haben es trotzdem versucht obwohl dies für uns keine Pflichtaufgabe ist. 
Die Verwaltung hat uns im Stich gelassen und handelte nicht pflichtbewusst. Das muss zum Schluss noch einmal eindeutig und klar festgehalten werden.

Vielen Dank für Ihre Geduld.




Heiner Dörner, Fraktionsvorsitzender

Deckungsanträge

1 

Die Freien Wähler beantragen die Wiedereinführung der Kindergartengebühren nach altem Muster, also durch Selbsteinschätzung und in 5 Stufen. Einnahmeplus 2,5 Mio €
2.

Die Freien Wähler sprechen sich gegen eine Anhebung der Grundsteuer und der Gewerbesteuer aus.

Einnahmeminus  – 2,5 Mio €

3.

Die Mittel für die Verlängerung der Saarlandstraße werden gestrichen oder gekürzt und erst nach 2012 in die folgenden  Hauhalte eingestellt.

4.

Weitere Deckungsanträge: Siehe FWV-Liste (geänderte 1. Änderungsliste)
Finanzanträge

1. Für die Erstellung eines Solarkataster der Stadt Heilbronn werden Finanzmittel in Höhe von 50.000 € eingestellt. Nach Auskunft des Ingenieurbüro Prof. Dr. Martina Klärle und Steinbeis-Transferzentrum Geoinformations- und Landmanagement in 97990 Weikersheim reicht dieser Betrag für die Großstadt Heilbronn aus. Die genannten Institutionen haben schon für viele Städte (u. a. Osnabrück, Braunschweig) und einige Regionen (u. a. Mittlerer Schwarzwald, Neckar-Odenwald-Tauber), auch im Rahmen des europäischen Leader-Programms, solche Kataster erstellt.
2. Die Stadt Heilbronn erwirbt das Gebäude Schlossstraße 52. in HN-Kirchhausen (Problemkreuzung Ecke Schlossstr./ Hausener Str) zur Verbesserung der örtlichen Verkehrsproblematik.
3. Es wird ein Planungsrate in Höhe von 30.000 € eingesetzt um die Planung der Westspange in HN-Kirchhausen zur Verbesserung der örtlichen Verkehrsproblematik in Gang zu setzen.
Prüfanträge

In Phasen des Innehaltens ist Zeit um Planungen voran zu treiben oder zu überprüfen.
1. Es wir ein „Runder Tisch“ eingerichtet um den Stellenplan der Stadt Heilbronn ämterweise durchzugehen und zu beurteilen. Am runden Tisch nehmen teil: Verwaltung, Personalvertretung, Ämtervertreter (nicht nur Amtsleiter) und Stadträte. Es werden der Stellenplan und dessen Struktur diskutiert. Kern- und Pflichtaufgaben müssen den freiwilligen Aufgaben gegenübergestellt werden. 
Der jeweils notwendige Personalbedarf ist zu belegen.
2. Die Verwaltung legt die fortgeschriebenen und aktuellen Kosten für die Trassenführung der Stadtbahn Nord durch die Paulinenstraße vor. Die Kosten für die 3-fach-Unterquerung der Bundesbahntrassen am Sülmertor sind explizit aufzuschlüsseln. Die Verkehrsführung in der Scheuffelenstraße ist im Hinblick auf den Lastwagenverkehr, die Feinstaubbelastung, den Lärm- und Klimaschutz in dieser Straße zu überprüfen und mit aktuellem Datenmaterial zu untermauern.

3. Die Verwaltung erstellt einen Bericht über die Mietverträge für die städtischen Einrichtungen im K3.

Es ist aufzuzeigen unter welchen Bedingungen die Mitverträge aufgelöst werden können und ob im K3 stattdessen Eigentum zu welchen Kosten erworben werden kann.

4. Die Verwaltung berichtet über den Stand der Attraktivierungsmaßnahmen in der Sülmer-City und  
über die Möglichkeit der Erstellung eines weiten Parkhauses am früheren Schedler/Dinkelacker-Areal.
5. Die Verwaltung berichtet über den Sachstand der Verwirklichung eines oberirdischen Parkhauses am Hauptbahnhof unter Beteiligung der Stadtwerke.
6. Die Verwaltung berichtet zeitnah, ob oder wann und mit welchem Ergebnis Gespräche zwischen Verwaltungsspitze und Betriebsamt stattfinden oder stattgefunden haben, wegen der Fortschreibung der Rahmenvereinbarung (Dienstvereinbarung) Personalobergrenze vom 01.06.2006.

7. Die Verwaltung legt einen Erfahrungsbericht mit Wirtschaftlichkeitsberechnung über die Fremdreinigung der städtischen Gebäude vor, wobei in die Berechnung die zwei beantragten neuen Stellen mit zu berücksichtigen sind.
8. Die Stadt Heilbronn erstellt eine Drucksache zur Erstellung eines Solarkatasters. Dazu wird Kontakt zu anderen Städten aufgenommen (Osnabrück, Frankfurt, Wiesbaden, Wolfach u. a.) und zu kompetenten Ausführungs-Institutionen. Ein Zeit und Kostenplan für die Realisierung ist mit zu erstellen. 
(Siehe auch Finanzantrag)
9. Die Verwaltung prüft durch Umschichtung innerhalb des Stellenplanes die Einrichtung eines ständig ‚Vor Ort’ agierenden Streetworkers an Orten mit negativen gruppendynamischen Erscheinungen.
10. Die Stadt berichtet über den aktuellen Stand, die Vorgehensweise und die zeitliche Zielerreichung der Neuordnung und Zusammenlegung der verschiedenen Einrichtungen zur Wirtschaftsförderung. 

Die Heilbronner Stadtinitiative sowie die Ergebnisbilanz zum Innenstadtentwicklungskonzept (Mitarbeiter Baasch) ist dabei in Hinblick auf eine gleichgewichtige partnerschaftliche Zusammenarbeit. mit einzubeziehen.
11. In einem weiteren konkreten Schritt erstellt die Verwaltung ein Konzept wie ein Dienstleistungsunternehmen in Form eines Eigenbetriebes aus Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing, City-Management und Tourismus, ähnlich der Einrichtung in Pforzheim, eingerichtet werden kann.

12. Die Verwaltung erstellt einen Bericht über das städtische Beschaffungswesen und über Vorgehensweise und Erfahrungen bei europaweiter Ausschreibung.

13. Die Verwaltung überprüft die Änderung der Grenzen des Sanierungsgebietes in HN-Biberach um einen Kreisverkehr am östlichen Ortseingang aus Fördermitteln realisieren zu können.
14. Die Verwaltung unternimmt einen neuen Anlauf um ein „Polizeirevier Innenstadt“ im Bereich Marktplatz/Touristinformation zu verwirklichen.

15. Die Verwaltung berichtet über bisherige Vorgänge um Zuschüsse aus EG-Mitteln zu erhalten und erstellt eine Liste über die für die Stadt interessanten EU-Fördertöpfe. Die Verwaltung schafft durch Umschichtung im Personalhaushalt eine zentrale Anlaufstelle zur Beratung aller Ämter bei einer Antragstellung.
16. Die Verwaltung prüft die Einrichtung einer musealen ‚Heilbronn-Card’ zur Vernetzung von Kunsthalle/Deutschhof/Experimenta und prüft die Einrichtung einer ‚via museale’ durch aufgestellte „Leit-Objekte“ im Straßenraum oder durch „Optische Wegweiser“ im Straßenbelag.

17. Die Verwaltung erarbeitet ein Konzept um den Ausbau eines Neckaruferweges zwischen Götzenturm und Bollwerksturm durch private Sponsoren zu ermöglichen. Durch den symbolischen Privat-Kauf von „Neckar-Ufer-Metern“ mit entsprechender Namensnennung der Käufer am Weg soll die Maßnahme finanziert werden.
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